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Anton Burghardt *) 
Der Unternehmer - als Wirklichkeit 
Im Rahmen von Versuchen, offenkundige soziale und ökonomische 
Fehlentwicklungen auf ihre Ursprünge zurückzuführen, wird in der 
westlichen Welt vielfach nicht nach objektiven Ursachen, sondern im 
Sinne einer „Konspirationsthese" nach „Schuldigen" gesucht. Falls 
man glaubt, tatsächlich Anlaß für einen „Schuldspruch" zu haben, ist 
man jedoch nicht bemüht, den oder die einzelnen Täter zu identifizie-
ren, sondern begnügt sich mit einem Hinweis auf die Gruppe der 
„Schuldigen". Für den sozialwirtschaftlichen Bereich, in dem es im 
Industriezeitalter auch nicht mehr wegzuleugnende Formen von sozi-
alen Widersprüchen, von uns heute unverständlicher Ausbeutung, von 
unverschuldeter Armut und innerwirtschaftlichen Despotien gibt, ist 
die Ursachensuche zu einer „Feind"-Suche und die Analyse der so-
zioökonomischen Lebensprozesse auf die sozialmanichäische Darstel-
lung eines Freund-Feind-Verhältnisses reduziert worden, in dessen 
Bereich die Sittlichkeit sozial eingebunden ist. 
Es gibt schließlich, strenge voneinander geschieden, nur mehr 
,,Gute" und „Böse", wobei die Basis der Klassifikation nicht das Ver-
halten jener Personen ist, die abqualifiziert oder valorisiert werden, 
sondern einfach ihre formelle Position in der Erwerbsgesellschaft, 
ähnlich wie dies manche Sozialmoralisten tun: Wer „reich" ist, wird 
vorweg als „schlecht", und wer „arm" ist, wird deswegen allein als 
,,gut" klassifiziert. Das Gebot der Sachlichkeit von Untersuchungen, 
die sich als „objektiv" deklarieren, soll nur in einer Richtung gelten. 
Der nicht selten vorhandene eigene Reichtum der Kritiker stört diese 
daher bei ihrer Verurteilung des Reichtums bei anderen kaum, da sie 
sich selbst jenseits von „Gut und Böse" angesiedelt fühlen; als „So-
zial-Heilige" sind sie jeder Form von Kritik entrückt und fühlen sich 
nicht als Adressat moralischer Forderungen. 
*) ordentl. Professor für allg. Soziologie und Wirtschaftssoziologie an der 
Wirtschaftsuniversität Wien (früher: Hochschule für Welthandel) 
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Insgesamt sind nach der Konspirationstheorie die „Schuldigen" für 
alle sozialen Fehlentwicklungen in jener Großgruppe zu suchen, die 
man „Herrschende Klasse" nennt. Dabei macht man sich weder Ge-
danken über den Inhalt dessen, was „Herrschaft" bedeutet, noch was 
in der gegebenen Herrschaftssituation unter „Klasse" zu verstehen ist. 
Innerhalb des hypothetischen Verhaltensmodells der „Herrschenden 
Klasse" hat vom Standpunkt der Kritiker der Unternehmer eine her-
vorragende Position. Auf ihn wird bei der Suche nach Schuldigen für 
irgendwelche Fehlentwicklungen, ob es sich nun um solche auf dem 
Arbeitsmarkt oder im Preissektor handelt, linear Regreß genommen. 
Ohne jetzt die sogenannte „Schuldfrage" zu prüfen, scheint es mir 
notwendig, festzustellen (u. a. nach semantischen Kriterien), wer diese 
negative Regreßfigur, die man als Unternehmer klassifiziert, eigentlich 
als Realität ist. 
1. 
1. Begriff 
Sprachlogisch ist dem Unternehmer - als einer physischen Per-
son - ein Gebilde vorgeordnet, das man Unternehmen nennt, wenn 
auch nicht alle Unternehmer in einem solchen tätig sind. Als Unter-
nehmen kann man eine Rechtskonstruktion verstehen, die konstituiert 
ist, um vermittels Tätigkeit in einem Betrieb einen Fremdbedarf zu 
decken. (1) Daher ist ein sogenannter „Regiebetrieb" im strengen Sinn 
kein Unternehmen. Die Größe der einzelnen Unternehmungen wächst 
derzeit im Rahmen von Konzentrationsprozessen. Das hat zur Folge, 
daß sich der Unternehmer, soweit er die Eigenart und die ökonomi-
sche Natur des von ihm geführten Unternehmens in der Art der Ge-
stion desselben widerspiegelt, gleichsam in Anpassung an das Grö-
ßenwachstum der Unternehmungen wandelt; nicht als Privatmensch, 
sondern als Funktionär. 
Da es bis jetzt noch nicht gelungen ist, einen Consensus über einen 
Unternehmerbegriff zu finden, weder im Recht noch in der Betriebs-
wirtschaft und auch nicht in der Soziologie, kann man nur so vor-
gehen, daß man sich bemüht, jene unverkennbaren Merkmale zu er-
mitteln, die eine Person zum Unternehmer machen. 
Der Unternehmer hat als ein Handelnder seinen konkreten Ort in 
einem Bereich, in dem die Elementarfaktoren Kapital und Arbeit un-
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vermeidbar eines dispositiven Faktors bedürfen, der sie nach be-
stimmten Zielen, vor allem auf Grund von materiell dimensionierten 
Nutzen- und Kostenvorstellungen, kombiniert ( = Faktorkombination). 
In Korrespondenz mit seiner Position hat der Unternehmer nun eine 
doppelte Funktion; er kombiniert die Elementarfaktoren im Betrieb, 
und er ist schöpferisch (,,innovatorisch") tätig. (2) Die Tätigkeit des 
Unternehmers besteht daher nicht in Mitarbeit an einem Werkstück 
und auch nicht in Vorarbeit, sondern in Disponieren. (3) Der juristische 
Ort der Unternehmertätigkeit kann u. a. sein: 
a) ein auf Gewinnerzielung bedachtes Unternehmen, wer immer der 
Eigentümer ist, 
b) ein sogenannter Aufwanddeckungs- oder ein Zuschußbetrieb ( = Unternehmer, der öffentliche Güter produziert und daher nicht 
von Gewinnerzielungsaspekten ausgeht: Nationalbank, ÖBB), 
c) oder ein sogenannter Tendenzbetrieb, bei dem zwischen dem dis-
positiven Faktor und dem Faktor Arbeit formell ein besonderes 
Nahverhältnis besteht, wie z. B. bei einer gewerkschaftseigenen 
Druckerei. 
Die Position des Unternehmers im Bereich der Faktorkombination 
ist eine höchstrangige oder zumindest hochrangige, wobei der jewei-
lige Rang an einer innerbetrieblichen Entscheidungsskala abgelesen 
werden kann. Bei der Führung des Unternehmens kann es sich um 
eine Einzelführung, um eine gremiale Führung mit einem primus inter 
pares oder einen formell erkennbaren Höchstrangigen (Generaldirek-
tor) handeln. Die Führung in einem Unternehmen - seine direktoriale 
Verfassung und die Gewinnung einer korrespondierenden Position -
ist an sich nicht gewillkürt, sondern entspricht der Natur des Arbeits-
prozesses, hat also einen technologischen Kern, den auch eine sozial-
philosophische Interpretation nicht zu ändern vermag. 
Die Position des Unternehmers wird begründet 
a) durch ein Eigentumsrecht am jeweiligen Eigentumsstamm, der ju-
ristisch die Form eines Unternehmens hat. In diesem Fall handelt 
es sich um einen Eigentümer-Unternehmer. Der Eigentümer eines 
Unternehmens wird jedoch erst dann zum Unternehmer, wenn er 
im Unternehmen dispositiv tätig ist. Wer 100 0/o des Unternehmens-
kapitals im Eigentum hat, jedoch keine dispositive Tätigkeit aus-
übt, ist daher kein Unternehmer, sondern Kapitaleigentümer; er ist 
der „Kapitalist" schlechtweg. Für den Eigentümer-Unternehmer ist 
9 
typisch, daß sein Einkommen aus dem Unternehmen im allgemei-
nen aus drei Segmenten besteht: aus dem Unternehmerlohn, des-
sen Höhe von einem vergleichbaren Angestelltenlohn abgelesen 
werden kann; aus einer Risikoprämie für die Übernahme des Un-
ternehmerwagnisses, da der Unternehmer als Eigentümer sein Ka-
pital bewußt unter Aspekten der Ungewißheit einsetzt; und aus der 
Restgröße einer Eigenkapitalverzinsung, deren Höhe variabel und 
nicht vorhersehbar ist bzw. auch real-negativ sein kann. 
b) Neben dem Eigentümer-Unternehmer, der typisch für die ersten 
Perioden des Aufwuchses der Industriegesellschaft gewesen ist, 
gibt es den Verwalter-Unternehmer (Manager), der sich in einer 
mit Verfügungsmacht ausgestatteten Position auf Grund einer De-
legation (Arbeitsvertrag besonderer Art) durch den originären 
Eigentümer befindet und eine physische oder eine juristische Per-
son sein kann. Im Falle des Verwalter-Unternehmers sind das 
Recht auf den Eigentumsstamm und das Recht auf den Eigentums-
gebrauch durch einen spezifischen Vertrag gespalten. Es kommt 
zu einer Machtüberlassung. Das Kapital verselbständigt sich (4) 
weitgehend gegenüber seinem Eigentümer während des Nutzungs-
prozesses. Die Verwalter-Unternehmer sind daher gleichsam „ka-
pitallose Kapitalisten" mit Dispositionsmacht. Die Verselbstän-
digung der Verwalter-Unternehmer gegenüber den Eigentümern 
nimmt besondere Formen bei Unternehmen an, die machtlose 
Eigentümer haben (,,Streubesitz") und bei Multinationalen, deren 
Eigentümer als Folge von Verschachtelung oder weil es sich um 
Kleinsteigentümer handelt, aus der Natur der Sache den Mana-
gern weitgehende Dispositionsmacht überlassen müssen. 
c) Schließlich gibt es noch die Beamten-Unternehmer; sie haben eine 
dispositive Position auf Grund eines Dekretes und besitzen inso-
weit eine gespaltene Funktion, als sie als Folge ihrer Beamten-
eigenschaft Imperium repräsentieren, wenn auch nicht exekutie-
ren, während sie für den Bereich der Faktorkombination eine Un-
ternehmereigenschaft haben. Ähnlich dem Beamten-Unternehmer. 
weil auch ergänzend mit politischer Macht ausgestattet, sind die 
Unternehmer in sozialistischen Systemen. 
Nicht alles, was etwa in einem Unternehmen dispositiv tätig ist, hat 
eine Unternehmereigenschaft im strengen Sinn. Es muß sich um eine 
dispositive Position höchsten Ranges handeln, die gekennzeichnet ist 
durch: 
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a) ein großes Maß an Selbständigkeit etwa in der Personaldisposition 
und bei Abschluß von externen Verträgen. 
b) Ebenso gehört zum typischen Unternehmer eine meßbare Unsicher-
heit, ein Risiko, das relativ erheblich über jenem des typischen 
Arbeitnehmers liegt und einer aus der Natur der Sache unvollkom-
menen Information entstammt, das Risiko von Kapitalverlusten 
oder der Nichtverlängerung eines Vertrages, wodurch verhältnis-
mäßig hohe Lohn- bzw. Einkommensverluste ebenso entstehen 
können wie soziale Rangverluste. 
c) Schließlich darf ein typischer Unternehmer nur eine geringe Zahl 
von Rangpositionen über sich haben. 
Bei der Bestimmung jener Personen, die man zu den leitenden An-
gestellten rechnet, für die es freilich noch keine operationale Definition 
gibt, ergeben sich Schwierigkeiten der Zurechnung. 
Im allgemeinen geht man davon aus, daß die typischen leitenden 
Angestellten keine Unternehmerposition besitzen und eine Gruppe 
von Arbeitnehmern darstellen, die auf Grund ihres Ranges zwischen 
den nichtleitenden Arbeitnehmern und den Unternehmern im eigent-
lichen Sinn angesiedelt sind. 
Das Betr.VG der BRD differenziert in § 5 Abs. 3 die leitenden An-
gestellten und unterscheidet solche, die den sonstigen Arbeitnehmern 
zugerechnet werden, und leitende, die u. a. 
a) zur selbständigen Einstellung und Vertragsauflösung von Arbeit-
nehmern berechtigt sind, 
b) Generalvollmacht oder Prokura besitzen oder 
c) bei Erfüllung ihrer Aufgaben ein hohes Maß an Eigenverantwortung 
zu tragen haben. 
Auch das österreichische ArbVG gliedert die leitenden Angestellten 
indirekt in solche auf, denen „maßgebender Einfluß auf die Führung 
des Betriebes zusteht" (§ 36, Abs. 2,2) und die daher im Sinne des Ge-
setzes keine Arbeitnehmer sind, und in sonstige „leitende Arbeitneh-
mer". Die Unternehmereigenschaft bei leitenden Angestellten ist nicht 
durch Titel oder durch einen faktischen Einfluß konstituiert, sondern 
durch die im Anstellungsvertrag ausgewiesene „ rechtliche Einfluß-
möglichkeit". (5) 
Nach meinem Dafürhalten ist die (freilich wenig operationale) Kenn-
zeichnung einer Gruppe von leitenden Angestellten durch das Gesetz 
so weit ein ausreichender Hinweis darauf, daß die oberen Ränge in 
der Schichte der leitenden als Unternehmer im funktionellen Sinn 
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anzusehen sind. Bei einer Befragung in der BRD (6) rechneten sich 
jedoch nur 28 % der leitenden Angestellten der arbeitgeberischen 
Seite zu, während 50 % eine Sonderstellung beanspruchten, eine 
Selbsteinschätzung, die in der BRD in Form der Bildung von Spre-
cherausschüssen der leitenden Angestellten ihre organisatorische Ent-
sprechung gefunden hat; ebenso in der Quasigewerkschaft der Union 
leitender Angestellter (UlA), die bei einer Befragung feststellte, daß 
85 % der leitenden im Aufsichtsrat vertreten sein wollen. (7) 
Da jeder Position eine Funktion oder ein Bündel von Funktionen 
entspricht, also legitim ausgeübte Tätigkeiten auf Grund vorgegebe-
ner oder selbstgestellter Aufgaben, kann zuweilen eine Person in 
einem Unternehmen von der Funktion her Unternehmereigenschaften 
haben (z. B. leitende Angestellte), die ihr wieder entzogen werden 
können, so daß sie zum Nicht-mehr-Unternehmer wird (downgrading), 
ohne daß dies notwendig arbeitsrechtliche Folgen haben muß. 
2. Der Unternehmer - nicht substituierbar 
Da Arbeit und Kapital je für sich ohne den dispositiven Faktor 
gleichsam „ tote" Faktoren wären, ist der Unternehmer keine durch 
Willkür oder despotische Anmaßung konstituierte Rechtsfigur, sondern 
ein Faktor, bei dessen Absenz ein arbeitsteilig ausgeführtes Wirt-
schaften nicht vollziehbar wäre. 
Ohne Bedachtnahme darauf, wer Eigentümer eines Kapitals ist, ob 
eine physische Person ( = Privateigentümer im eigentlichen Sinn), eine 
juristische Person (einschließlich Staat) oder ein Kombinat der Ar-
beitnehmer: Der Unternehmer ist aus sachlichen Gründen unersetz-
bar. Er ist keine Verhaltens- bzw. Dispositionsfigur, die einem be-
stimmten System immanent ist, keine metaphysische Realität, sondern 
ein Funktionär, ohne den eine Faktorkombination nicht einmal ge-
dacht werden kann. 
Ebenso unersetzbar ist jener Eigentumskomplex, der für Zwecke 
wirtschaftlicher Nutzung eingesetzt wird und den man zum Unter-
schied vom sogenannten Privatvermögen (einschließlich Liebhaber-
vermögen) Kapital nennt, wer immer dessen Eigentümer oder Ver-
walter ist. 
Wir müssen jedenfalls davon ausgehen, daß der Unternehmer in 
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einer arbeitsteiligen Gesellschaft eine Wirklichkeit und nicht ein Pro-
dukt von bestimmten Herrschaftssituationen ist, mit deren Liquidation 
er mitliquidiert wird. 
Wenn im Unternehmen der „Schuldige" für Entwicklungen und 
Strukturen gesucht wird, die unter einem bestimmten Aspekt als 
falsch erklärt werden, muß man ermitteln, 
a) ob etwa eine sogenannte Massenentlassung die Folge von falschen, 
wenn nicht unsozialen Dispositionen des jeweiligen Unternehmers 
ist ( = persönliche Schuld) 
b) oder ob es sich um exogene Faktoren handelt, denen eine not-
wendig gewordene Massenentlassung angelastet werden muß ( = sachlicher Grund), weshalb z. B. bei Mitbestimmung unter Um-
ständen auch die Gewerkschattsvertreter einer Massenentlassung 
zustimmen. 
Auch wenn ein bestimmter Unternehmer persönliche Schuld an 
Fehlentwicklungen hat, kann ein solcher Sachverhalt nicht durch eine 
Änderung der Sozialstruktur und durch das „Ersetzen" des Unterneh-
mers geändert werden: Ersetzen wodurch? Durch welche Verhaltens-
figur, falls weiterhin arbeitsteilig gewirtschaftet wird? Durch eine 
Selbststeuerung der Arbeitnehmer? Jede Steuerung bedarf der Dis-
position, trotz aller romantischen Selbstführungsmodelle. 
Als ein scheinbar „unternehmerfreies" Führungsmodell wird bisweilen 
das System der Jugoslawischen Arbeiterselbstverwaltung präsentiert. 
Tatsächlich hat sich in Jugoslawien in jenen Betrieben (Unternehmen 
kann man nicht gut sagen), die im Sinne der Modelle der Arbeiter-
selbstverwaltung geführt werden, der Eigentümer gleichsam verflüch-
tigt (im allgemeinen sind es Großgemeinden). Der dispositive Faktor 
ist jedoch vorhanden, wenn auch offenkundig der soziale Abstand 
zwischen den Funktionären relativ gering und die Absetzbarkeit der 
Unternehmer eher möglich ist, als in den Unternehmungen des klas-
sischen Typs: Ein Umstand, der unter Umständen negative ökonomi-
sche Folgen haben kann und als relativ geringe Produktivität indirekt 
auch von den Arbeitnehmern niederen Ranges mitgetragen werden 
muß. 
11. 
Wenn man davon ausgehen muß, daß der Unternehmer ein Wirk-
liches im Sinne von unvermeidbarer Wirksamkeit ist, weil ohne ihn 
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arbeitsteiliges Wirtschaften aus sachlichen Gründen nicht möglich 
wäre, scheint es nun geboten, die Frage nach der moralischen Be-
währung des Unternehmers zu stellen, wobei Moral im Sinne des Sit-
tengesetzes interpretiert wird. 
1. Moralische Bewährung 
Eine der elementaren Aufgaben des Unternehmers ist die Kapital-
vermehrung, zumindest die pflegliche Behandlung des eingesetzten 
Kapitals. Das gilt auch für den Unternehmer in Sozialistischen Syste-
men. Die Pflicht zur Kapitalvermehrung ist dem Unternehmer aufge-
geben, sowohl hinsichtlich des eigenen als auch (und noch mehr) 
eines fremden Kapitals. Daher ist nicht eine Kapitalvermehrung an sich 
Gegenstand moralischer Beurteilung, sondern das Wie der Gewinn-
erzielung. 
2. Unternehmer als Kommunikator 
Aus der Logik und aus der Natur des unternehmerischen Prozes-
ses hat ein Unternehmer mit anderen Menschen zu tun, denen er auf 
Grund seiner Position, aber auch im Interesse der unternehmerischen 
Ziele, als Vorgesetzter, als Arbeitgeber, gegenübertreten muß. Dif-
ferenzierung und Spezialisierung zwingen nun den Unternehmer zur 
Kommunikation, etwa durch Information (8), und zu einem sogenann-
ten Partizipativen Management. (9) Auch dieser Sachverhalt allein ist 
keiner moralischen Wertung zugänglich. 
Worauf es ankommt, ist, ob vom Unternehmer im jeweiligen unter-
gebenen, von der funktionell begründeten Distanzierung abgesehen, 
spontan der Mit-Mensch gesehen und in seiner Menschenwürde als 
gleichberechtigt angenommen wird, etwa in der Art der persönlichen 
Ansprache, oder ob der Untergebene in seinen Sorgen ernstgenom-
men wird. 
Daher sollte es ein Kriterium der moralischen Qualität eines Unter-
nehmers sein, ob er sich gegenüber allen Tendenzen offen zeigt, die 
sich an dem orientieren, was man „Humanisierung des Arbeitsplat-
zes", aber zuweilen auch soziale Rationalisierung nennt; ohne diese 
mit Sozialtechnologie zu verwechseln: 
a) Dazu gehört z. B. das System der Ergonomie, die systematische 
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Anpassung der Bedingungen des Arbeitsplatzes an die Natur des 
Menschen. 
b) Ebenso das Job Enlargement als eine Form der Vergrößerung der 
Variation der Arbeitsaufgaben bei gleichzeitiger Verlängerung der 
Taktzeiten. 
c) Das Job Enrichment, als Bereicherung der Arbeitsaufgaben bis zu 
Formen der Selbstkontrolle durch autonome Arbeitsgruppen ist 
ebenfalls zu nennen, wobei man von der Erkenntnis ausgehen muß, 
daß Angestellte, welche die Chance haben, sich spontan innerhalb 
eines technologisch und ökonomisch tolerierbaren Rahmens zu 
verhalten und z. B. ihr Arbeitstempo bedingt selbst festlegen kön-
nen, produktiver sind (10) als volldisziplinierte Angestellte. Die 
scheinlogische mechanistische Annahme Taylors, daß Spezialisie-
rung geeignet ist, die Produktivität zu steigern, ist offenkundig nur 
bedingt richtig. (11) 
d) Auch eine angemessene Mitbestimmung der Arbeitnehmer am Ar-
beitsplatz, da, wo sie sachverständig und in der Lage sind, die 
Bedingungen ihres Arbeitsplatzes kostenneutral zu ändern, ist 
nicht allein vom Gesetzgeber normativ festgelegt, sondern dem 
Prinzip nach ein Element der Orientierung der Arbeitnehmer an 
ihren Betrieb. 
3. Lohnproblem 
Ein permanent kontroversielles Problem ist der Lohn. Auch perfekte, 
fast auf Solidarisierung zielende Experimente können das Lohnpro-
blem nicht derart lösen, daß beide Seiten, Lohnzahler und Lohn-
empfänger, zu einer vollen Abstimmung kommen. 
Beim Lohnproblem stellen sich zwei Sachverhalte, wenn nicht For-
derungen, zur Diskussion, die keineswegs konvergent sind: Das Pro-
blem des leistungsangemessenen Lohnes und jenes der Mindestver-
sorgung der Arbeitnehmer und ihrer Familien. 
Im Falle des leistungsgerechten Lohnes sind über die Systeme der 
Arbeitsplatzbewertung Verfahren entwickelt worden, die bei meß-
baren Arbeitsbedingungen bzw. Arbeitsschwierigkeiten zu leistungs-
angemessenen Lohnwerten und Lohnziffern führen können, denen man 
die Qualität der Tausch-Gerechtigkeit beimessen kann. Offen ist noch 
die Frage der leistungsangemessenen Beurteilung der Arbeitnehmer in 
Angestelltenfunktionen. Jedenfalls ist es heute möglich, über Annähe-
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rungsverfahren eine Abstimmung zwischen technologischer, wenn 
nicht kommerzialisierter Leistung und dem Bruttolohn herbeizuführen. 
Schwieriger ist das Problem der Lohnanteile, die leistungsneutral 
sind, wie einzelbetriebliche Kinderzulagen, die Dotation der Werks-
küche und die Gewährung eines Lohnes, der unabhängig von der 
Leistung des Lohnempfängers eine Mindestversorgung des Arbeit-
nehmers und seiner Familie sichert. 
Im Interesse zumindest einer Kapitalerhaltung sind einer Entlohnung 
ohne Leistungshergabe obere Grenzen gesetzt. Daher stellt sich die 
Frage, wieweit ein Unternehmer zu Lasten der Gewinnquote freiwillige 
Sozialaufwendungen vornehmen oder Löhne (Lohnanteile) zahlen soll, 
vor allem, wenn er davon ausgeht, daß die Zusatzinvestitionen ledig-
lich - auf lange Sicht - aus den Gewinnen finanziert werden können. 
Stets hat der Lohn für das lohnzahlende Unternehmen einen Ko-
stencharakter. Nicht selten werden jedoch Kostentoleranzen erforder-
lich sein, Formen des Kostenselbstbehaltes, da es anderseits - den-
ken wir an die Abschreibungsquoten - auch Kostenantizipationen 
gibt. Keinesfalls kann jedoch eine Lohnzurechnung in einer Höhe ge-
fordert werden, die entweder einem Eigentümer-Unternehmer nicht 
einmal den Unternehmerlohn oder einen angemessenen Gewinn si-
chert, ganz abgesehen davon, daß Investitionen und damit alte oder 
neue Arbeitsplätze definitiv lediglich über den Gewinnfonds finanzie1t 
werden können. 
4. Kosten-Moral 
So wie es eine Lohnbemessungs-Moral gibt, kann auch von einer 
Kostengestaltungsmoral gesprochen werden. Es gibt nicht nur im 
Sinne der Kalkulationssprache Betriebsnotwendige Kosten, sondern 
auch angemessene Kosten im Sinne einer Kostenethik: Kostenmini-
mierung ist nicht allein ein Vorgang im Interesse des Unternehmens, 
sondern auch 
a) der Volkswirtschaft und des volkswirtschaftlichen Wachstums. 
b) Daher sind auch maschinelle und organisatorische Rationalisie-
rungen ein moralisches Problem, wenn sie nicht vorweg - denken 
wir an die elementare Substitution von Arbeitnehmern durch Ka-
pital - in einer sachlich unvertretbaren Weise zu Lasten von Ar-
beitnehmern gehen, vor allem von sozial Schwächeren. 
c) Schließlich sollte auch das, was man eine optimale Allokation der 
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Ressourcen nennt, zum Rang einer moralischen Forderung ange-
hoben werden, ob es nun um optimale Nutzung von Rohstoffen 
oder um einen sozial vertretbaren Einsatz von Angestellten geht. 
Vergeudung ist stets amoralisch, wenn man auch mit dem Wort 
selbst sehr vorsichtig umgehen muß. 
Insgesamt kann man feststellen: Das Prinzip der Wirtschaftlichkeit 
ist von einem hohen moralischen Belang; auch und vor allem für 
einen Manager in Unternehmungen, deren Eigentümer eine Gebiets-
körperschaft ist. Vergeudung von Material und menschlicher Arbeits-
kraft hat die Qualität von Diebstahl an den natürlichen Vorräten der 
Welt. 
5. Altere Arbeitnehmer 
Ein Problem besonderer Art ist für die Unternehmer jenes der so-
genannten älteren Arbeitnehmer geworden, soweit sie kündbar sind. 
Neuere Untersuchungen rechtfertigen nicht die bisherigen Axiome 
vom generellen Leistungsabfall, der je nach (höchst subjektiver) Inter-
pretation mit 40 oder 45 Jahren beginnen soll. Eine P~rsonalpolitik, 
welche prinzipiell ältere Arbeitnehmer (was heißt übrigens schon „äl-
ter?") sozial und ökonomisch diskriminiert, ist sozialer Atavismus, 
gleichgültig ob er nun die Form der Kündigung, der Nichtaufnahme 
oder der sachlich nicht gerechtfertigten Versetzung nach unten (down-
grading) hat. 
6. Marktverhalten 
Die Orientierung des Unternehmens ist jedoch nicht allein eine sol-
che nach innen, sondern auch nach außen, u. a. in Richtung auf den 
Markt. Dieser wird heute nicht mehr als eine außerhalb aller sozialen 
und moralischen Bezüge organisierte Tauschveranstaltung angesehen, 
deren Ablauf durch geheimnisvolle „Marktgesetze" geregelt wird, die 
jenseits vom Raum und Zeit gelten. Jeder Preis, jedes Anbot, ist auch 
eine soziale Größe und schon allein dadurch ein moralisches Problem; 
das gilt 
a) für die Berechnung des Anbotspreises, dessen Höhe Folgewirkun-
gen für alle anderen Preise in einer Volkswirtschaft hat. Es gibt 
keinen Preis für sich. Jeder Preis kann potentiell jeden anderen 
Preis beeinflussen (sog. Interdependenz der Preise). 
17 
b) Sowohl die Festlegung eines Anbotspreises als auch der im Preis 
inkorporierten Gewinnquote ist heute an viele Normen und Markt-
lagen gebunden. Preiswucher ist ein Randproblem geworden. 
Wenn das gewagte Wort der Preisethik verwendet wird, kann es 
daher nur auf jenen relativ kleinen Freiheitsraum bezogen werden, 
der dem Unternehmer für Entscheidungen noch reserviert ist. 
111. 
Der Vollzug des Moralischen ist - das gilt meines Ermessens auch 
für den Unternehmer - nur über persönliches Beispiel und am Mit-
menschen möglich. Nicht an einem Abstraktum „Mitmensch", sondern 
an konkreten Nächsten, beim eigenen Chauffeur ebenso wie beim 
nächstrangigen Untergebenen. 
Der Unternehmer hat durch Gewinnung seiner Position seine 
menschliche Natur nicht geändert, wie Sozialchaoten zuweilen an-
nehmen, wobei sie diese Annahme nur so lange vertreten, bis sie 
selbst „oben" und in der Lage sind, unterschiedliche Nachholbedarfe 
zu decken. Was sich beim Unternehmer-Werden geändert hat, ist die 
Entscheidungsmacht und das Gewicht der Verantwortung. 
Wie eingangs erwähnt: Der Unternehmer ist eine im ökonomischen 
Prozeß nicht ersetzbar gewordene Rechts- und Verhaltensfigur. 
An diesem Sachverhalt können auch soziale Revolutionen, etwa in 
Form einer strukturellen Wandlung der Eigentumsordnung, nichts än-
dern. Es sei denn, man will die Liquidation der arbeitsteiligen wirt-
schaftlichen Organisation und eine Rückkehr in präökonomische Zu-
stände, wie sie in der Vorstellung von Gegnern einer Leistungsgesell-
schaft bestehen, die freilich nur so lange Gegner vor allem eigener 
Leistungen sind, als sie die Deckung ihres Unterhaltes und der Kosten 
ihrer leistungsfeindlichen „Spiele" durch Fremdleistungen gesichert 
wissen. 
Wenn man die Figur des Unternehmers fern von Romantizismen zu 
verstehen und zu analysieren sucht, muß man auch die zuweilen im 
Denken von sogenannten bürgerlichen Sozialphilosophen entstande-
nen Gegen-Romantizismen aufgeben bzw. wirklichkeitsnah berichtigen: 
a) Die Annahme, etwa von Ideologen im Rahmen der Human Rela-
tions vertreten, daß im Denken der Arbeitnehmer ein Übergewicht 
an nichtmateriellen Faktoren besteht, so daß die Lohnkomponente 
bei Behandlungen der Arbeitnehmer vernachlässigt werden kann. 
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b) Ebenso ist die relative Größe der jeweiligen Sozialbilanz (12) allein 
nicht geeignet, das Menschliche unternehmerischen Verhaltens an-
zuzeigen. 
c) Stets wird daher bei der Prüfung der moralischen Qualität des 
jeweiligen Unternehmers sich dieser einer Prüfung unter den 
Aspekten des Sittengesetzes stellen müssen. 
d) Je höher der Rang in einer Gesellschaft ist, um so gewichtiger ist 
die sozialmoralische Relevanz des menschlichen Handelns. Das 
gilt auch für den Unternehmer, der wegen der Exklusivität seiner 
Position in einem besonderen Ausmaß der Kritik ausgesetzt ist, 
heute vor allem seitens von Chaoten außerhalb der pragmatisch 
orientierten Gewerkschaften. 
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